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SPÖ EINEM BAYR WTO CANCUN 

WTO-Konferenz: SPÖ fordert Welthandelsregime, das im Interesse der Menschen agiert =

   Einem/Bayr: Umwelt- und Menschenrechte müssen Vorrang vor reinen Marktinteressen haben =

        Wien (SK) SPÖ-Entwicklungssprecherin Petra Bayr und SPÖ-Europasprecher Caspar Einem nahmen am Dienstag in einer gemeinsamen Pressekonferenz zur WTO-Konferenz in Cancún Stellung. Die beiden SPÖ-Abgeordneten stellten klar, dass die SPÖ nicht grundsätzlich gegen die Welthandelsorganisation oder einzelne Abkommen wie etwa GATS sei - einheitliche Regeln im Welthandel seien durchaus sinnvoll. Allerdings bedürfe es eines Welthandelregimes, das in erster Linie im Interesse der Menschen agiere und nicht ausschließlich zugunsten der Erschließung neuer Märkte. Umwelt- und Menschenrechte müssten Vorrang vor reinen Marktinteressen haben, forderte Bayr. Bislang unterentwickelte Länder müssten eine echte Chance auf Entwicklung erhalten, forderte Einem. Ein zentrales Kapitel sei diesbezüglich die Landwirtschaft. Hier sprach sich Einem

für den Abbau von Agrarsubventionen in den hoch entwickelten Ländern aus, dies würde den Marktzugang der Entwicklungsländer entscheidend verbessern. ****

        Die von EU-Agrarkommissar Fischler eingeleitete Agrarreform, mit der es zu einer Rücknahme der Direktförderung der Produktion kommt, weise in die richtige Richtung, unterstrichen die beiden

SPÖ-Abgeordneten. Diese Linie sollte auch ein Beispiel für andere Industriestaaten sein, der Abbau wettbewerbsverzerrender Subventionen müsste ein weltweites Ziel sein. Wenn Entwicklungsländer der Zugang zu neuen Märkten geöffnet werde, würden die Produkte nicht nur billiger, sondern auch die Qualität würde steigen.

Bayr verwies auf Berechnungen der UNO-Organisation für Handel und Entwicklung (UNCTAD, wonach Entwicklungsländer täglich 1,9 Milliarden US-Dollar nur aufgrund unfairer  Handelsbedingungen verlieren würden. Das sei ein jährlicher Verlust von 700 Milliarden US-Dollar für die Entwicklungsländer und entspreche dem 14fachen Gegenwert der momentanen weltweiten Entwicklungshilfe. Demgegenüber stehe die Zahl von einer Milliarde US-Dollar, welche die Länder der OECD täglich zur Subventionierung ihrer Landwirtschaftsprodukte aufwenden.

        Caspar Einem verwies darauf, dass die Herstellung fairer Bedingungen und Entwicklungschancen für die weniger entwickelten Länder letztendlich auch im Interesse der reichen Industriestaaten liege. Denn die Folge von unfairen Bedingungen und eingeschränkten Lebenschancen in den Entwicklungsländern sei eine massive Auswanderung, was wiederum für die westlichen Industriestaaten ein massives Problem darstelle.

Der SPÖ-Europasprecher bemängelte außerdem, dass es im Regime der WTO ein Demokratieproblem gebe. Die SPÖ sei daher für eine Weiterentwicklung des institutionellen Rahmens der WTO, um Transparenz und demokratische Legitimation der wesentlichen Entscheidungen zu sichern. Vonnöten sei eine "Parlamentarisierung" der WTO. Es sei nicht akzeptabel, dass die nationalen Parlamente WTO-Abkommen im nachhinein zwar absegnen oder verweigern, aber

keinerlei inhaltliche Einflussnahme üben können. 

Kritisch sehen die beiden SPÖ-Abgeordneten auch das GATS-Abkommen. Dieses Abkommen sei bislang nicht auf das Wohl der Menschen ausgerichtet und auch der Armutsbekämpfung nicht förderlich, GATS müsste dringend noch weiterverhandelt werden, so Einem.

Bayr verwies darauf, dass es Entwicklungsländer mit funktionierender, oftmals staatlich subventionierter Daseinsvorsorge gebe. Durch GATS werde der ohnehin bestehende Druck großer Investoren und Geberländer, die staatliche Förderung hier zurückzunehmen, noch erhöht. Die

Entwicklungsländer seien aufgrund ihrer wirtschaftlichen Abhängigkeit "erpressbar", die Leidtragenden seien die Menschen des Südens, denen so der Zugang zu sauberem Trinkwasser, zu Gesundheitsvorsorge etc. erschwert werde. "Es müsse sichergestellt werden, dass es auch

künftig staatlich subventionierte Leistungen der Daseinsvorsorge gibt, zugunsten derer, die sich diese Leistungen sonst nicht leisten können", forderte Einem. (Schluss) ml
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